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Stand und Aussichten der deutschen Ausfuhr

Bei einer Reihe von Fertigwaren, wie Maschinen und 
Fahrzeugen, bei feinmechanischen, optischen und elek-
trotechnischen Erzeugnissen sowie bei NE-Metall waren, 
die 1952 zusammen mehr als ein Drittel (37,4 vH) der 
gesamten Ausfuhr ausmachten, hat, wie die umstehend 
wiedergegebenen Graphiken zeigen, der Auslandsab-
satz der Bundesrepublik Ende 1952 nicht nur die Vor-
kriegsausfuhr (1936) aus dem Gebiet der Bundesrepublik, 
sondern sogar jene des Altreichs erheblich übertroffen. 
Die Maschinenausfuhr ist auf etwa das Doppelte, die der 
Fahrzeuge auf das Dreifache der Altreichausfuhr ange-
stiegen. Andere Waren haben immerhin das Vorkriegsni-
veau er reicht. Einige, wie beispielsweise die Fertigwa ren 
der Chemie, liegen allerdings noch immer — teilweise 
sogar erheblich — darunter.

Aus dem Wochenbericht Nr. 17 vom 24. April 1953

© DIW Berlin 1953
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Die 2024 anstehende Reform der Erwerbsminderungsrente wird das Armutsrisiko senken; die Einkommen steigen 
aber nur wenig
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ZITAT

„Vor allem viele Niedrigeinkommensbeziehende erhalten Erwerbsminderungsrente, die 

so gering ist, dass sie zusätzlich auf Grundsicherung angewiesen sind. Neben höheren 

Zahlbeträgen wäre die beste Armutsverhinderung, präventiv dafür zu sorgen, dass diese 

Menschen erwerbsfähig bleiben – auch vor dem Hintergrund des Arbeitskräftemangels.“ 

— Johannes Geyer —

AUF EINEN BLICK

Reform der Erwerbsminderungsrente senkt 
Armutsrisiko, kommt aber spät
Von Sebastian Becker, Annica Gehlen, Johannes Geyer und Peter Haan

• Armutsrisiko von Erwerbsgeminderten ist mit 26 Prozent deutlich höher als in Gesamtbevölkerung; 
bei unter 65-Jährigen liegt es sogar bei 34 Prozent 

• Neue Rentenberechnung erhöht ab Juli 2024 erstmals Bestandsrenten Erwerbsgeminderter um 
7,5 beziehungsweise 4,5 Prozent

• Erwartete Einkommenseffekte werden mit Hilfe von SOEP- und Rentenversicherungsdaten 
simuliert

• Armutsrisiko Erwerbsgeminderter wird demnach zwar um bis zu acht Prozent reduziert, bleibt 
aber auf hohem Niveau; die Reform kommt zudem für viele zu spät 

• Neben Verbesserungen der Absicherung sollte stärkerer Fokus auf Prävention und Rückkehr in 
den Arbeitsmarkt liegen

http://www.diw.de/mediathek
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ABSTRACT

Ein Unfall, eine chronische Erkrankung oder auch eine ange-

borene Behinderung sind häufige Ursachen für den Verlust 

der Erwerbsfähigkeit. Der Wegfall des Erwerbseinkommens 

wird zwar durch die Erwerbsminderungsrente in der gesetz-

lichen Rentenversicherung versichert. Diese Rente ist aber so 

niedrig, dass Erwerbsgeminderte einem sehr hohen Armuts-

risiko aus gesetzt sind und überdurchschnittlich häufig Leis-

tungen der Grundsicherung beziehen. Seit der Rentenreform 

2001 sind die durchschnittlichen Leistungen stark zurückge-

gangen. Reformen in den Jahren 2014 und 2019 führten zwar 

Verbesserungen für neu zugehende Renten ein, der Rentenbe-

stand profitierte allerdings nicht davon. Dies wird erst zum Juli 

2024 nachgeholt. Berechnungen zeigen, dass diese Reform 

das Armutsrisiko zwar um knapp acht Prozent senken kann, 

Erwerbsgeminderte aber weiterhin überdurchschnitt lich häu-

fig von Armut betroffen sind. Zudem haben die  Betroffenen 

eine niedrige Lebenserwartung; ein relevanter Teil der poten-

ziell Begünstigten wird nicht mehr am Leben sein, wenn die 

Reform in Kraft tritt. Die Ergebnisse verdeutlichen, dass es 

bei dieser Leistung auf eine schnellere Umsetzung ankommt 

und weitere Maßnahmen nötig sind, um das Armutsrisiko bei 

Erwerbsminderung zu reduzieren.

Die Erwerbsminderungsrente ist eine zentrale Leistung der 
gesetzlichen Rentenversicherung (GRV). Sie leistet Einkom-
mensersatz im Falle des Verlusts der Erwerbs fähigkeit vor dem 
Erreichen der Regelaltersgrenze der GRV, wenn bestimmte 
versicherungsrechtliche Voraussetzungen erfüllt werden. 
Ende 2021 bezogen etwa 1,8 Millionen Personen eine Erwerbs-
minderungsrente. Im Jahr 2022 kamen rund 165 000 neue 
Erwerbsminderungsrenten hinzu, was gut 16 Prozent aller 
Rentenneuzugänge ausmachte. Hinzu kamen 2021 noch ein-
mal geschätzt 2,7 Millionen  Altersrentner*innen, die vor der 
Altersrente eine Erwerbsminderungsrente bezogen haben.1

Bei einem (dauerhaften) Restleistungsvermögen von drei bis 
sechs Stunden pro Tag erhalten Personen eine halbe Erwerbs-
minderungsrente; liegt das Leistungsvermögen unter drei Stun-
den pro Tag, wird eine volle Erwerbsminderungsrente gewährt. 
Dabei ist es unerheblich, welche Tätigkeit ausgeübt wird.

Für die Rentenberechnung wird die versicherte Person im 
Leistungsfall so gestellt, als hätte sie bis zu einem bestimm-
ten Referenzalter (das Ende der sogenannten Zurechnungs-
zeit) weitergearbeitet und Beiträge geleistet (Kasten 1). Bis 
zum 1. Juli 2014 lag dieses Alter bei 60 Jahren, wurde dann 
für neu zugehende Renten auf 62 angehoben. Für zugehende 
Renten ab dem Jahr 2018 wurde das Referenzalter weiter 
auf 62 Jahre und drei Monate angehoben und ab 2019 auf 
65 Jahre und acht Monate. Seitdem steigt es mit der Anhe-
bung der Regelaltersgrenze und liegt ab 2031 bei 67 Jahren. 
Diese Verbesserungen bei der Rentenberechnung kamen 
bisher nur neu zugehenden Rentner*innen zugute.2

Das wird nun mit dem Rentenanpassungs- und Erwerbsmin-
derungsrenten-Bestandsverbesserungsgesetz ab 1. Juli 2024 

1 Erwerbsminderungsrenten werden mit Erreichen der Regelaltersgrenze in eine Altersrente 

umgewandelt. Die 1,8 Millionen beziehen sich nur auf nicht umgewandelte Erwerbsminderungs-

renten. Bezogen auf alle Alters- und Erwerbsminderungsrenten liegt der Anteil der ursprünglich 

Erwerbsgeminderten bei etwa 22 Prozent.

2 Zu den Wirkungen dieser Reformpakete siehe Johannes Geyer (2021): Der Einfluss von 

Renten reformen auf Zugänge und Zahlbeträge in Erwerbsminderungsrenten – Modellrechnun-

gen bis 2050: Forschungsbericht; Forschungsprojekt gefördert durch die Hans-Böckler-Stiftung. 

DIW Politik beratung kompakt 164 (online verfügbar, abgerufen am 12. April 2023).

Reform der Erwerbsminderungsrente 
senkt Armutsrisiko, kommt aber spät
Von Sebastian Becker, Annica Gehlen, Johannes Geyer und Peter Haan

ERWERBSMINDERUNGSRENTE
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 teilweise nachgeholt.3 Dafür werden die Renten von Perso-
nen, die vor der ersten Reform, also nach dem 31. Dezember 
2000 und vor dem 1. Juli 2014, in Erwerbsminderung gegangen 
sind, um 7,5 Prozent angehoben. Bei einem Eintritt nach dem 
30. Juni 2014 und vor dem 1. Januar 2019 beträgt der Zuschlag 
4,5 Prozent. Die Reformen 2014 und 2019 führen durch die 
Anhebung der Zurechnungszeit zu unterschiedlich hohen 
Zuschlägen auf die eigene Rente. Tendenziell fällt damit der 
pauschal gewährte Zuschlag um etwa 50 Prozent niedriger 
aus, als bei einer äquivalenten Anhebung der Zurechnungszeit 
dieser Gruppe zu erwarten wäre. Von der aktuellen Reform 
werden rund 2,6 Millionen Erwerbsgeminderte profitieren.

In diesem Wochenbericht4 werden die Einkommensver-
besserungen für die betroffene Gruppe abgeschätzt und 
die Wirkung auf das Armutsrisiko untersucht. Die empiri-
schen Analysen stützen sich im Wesentlichen auf Daten des 
Sozio- oekonomischen Panels (SOEP), das am DIW Berlin 

3 Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 22 (2022), 975 (online verfügbar, abgerufen am 28. März 2023. Dies 

gilt auch für alle anderen Onlinequellen dieses Berichts, sofern nicht anders vermerkt). 

4 Die Autor*innen danken der Joint-Programming-Initiative „More Years Better Lives“ im  Projekt 

PENSINEQ (Unequal ageing: life-expectancy, care needs and reforms to the welfare state) für finan-

zielle Unterstützung.

erhoben wird5, und den prozessproduzierten Daten der Ren-
tenversicherung.

Erwerbsminderungsrenten entwickelten 
sich schwach

Die Regelungen zur Erwerbsminderung wurden im Jahr 
2000 mit dem Gesetz zur Reform der Renten wegen ver-
minderter Erwerbsfähigkeit grundlegend reformiert.6 Nach 
der Reform sanken die Rentenzahlbeträge7 bei neu zuge-
henden Renten deutlich (Abbildung 1). Rentenbestand und 
neu zugehende Renten haben nominal, verglichen mit dem 
hier betrachteten Ausgangsjahr 2000, erst 2014 beziehungs-
weise 2017 wieder das Niveau des Ausgangsjahres von gut 
700 Euro erreicht. In den vergangenen Jahren kam es dann 

5 Die verwendeten Daten stammen aus der Befragungswelle 2020; die erfragten Einkommens-

daten beziehen sich auf 2019. Zum SOEP vgl. Jan Goebel et al. (2019): The German Socio-Eco-

nomic Panel (SOEP). Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik 239, Nr. 2, 345–360 (online 

 verfügbar).

6 Bundesgesetzblatt Teil I, Nr. 57 (2000), 1827–1845 (online verfügbar).

7 Der Rentenzahlbetrag bezeichnet die Bruttorente abzüglich der Beiträge für Pflege- und 

 Krankenversicherung. Diese Beiträge sind über den hier betrachteten Zeitraum gestiegen und er-

klären einen Teil der schwachen Entwicklung der Zahlbeträge. Der Beitragssatz zur Pflegeversi-

cherung, den Rentner*innen alleine tragen müssen, ist bis 2021 von 1,7 auf 3,05 Prozent gestiegen.

Kasten 1

Berechnung der Erwerbsminderungsrente

Die Erwerbsminderungsrente wird ähnlich wie eine Altersrente 

berechnet. Die Rente ergibt sich im Wesentlichen aus den Ansprü-

chen, die aus Beitragszahlungen während des Erwerbslebens ent-

stehen. Weil die Erwerbsminderung allerdings einen frühzeitigen 

Ausstieg aus dem Erwerbsleben bedingt, verkürzt sich die aktive 

Versicherungsdauer. Dadurch würde die resultierende Rente in 

der Regel sehr niedrig ausfallen. Um dem entgegenzuwirken, gibt 

es die sogenannte Zurechnungszeit (§ 59 SGB VI). Die Zurech-

nungszeit ist eine beitragsfreie Zeit, die die durch die Erwerbsmin-

derung fehlenden Versicherungsjahre ersetzt. Die Zurechnungs-

zeit beginnt mit dem Eintritt der maßgebenden Erwerbsminderung 

und endet mit einem bestimmten Referenzalter. Für diese Zeit-

spanne werden Entgeltpunkte anhand der Gesamtleistungsbe-

wertung gutgeschrieben. Vereinfacht ausgedrückt bedeutet dies, 

dass die Zurechnungszeit mit dem individuellen Durchschnitt der 

bisher erworbenen Entgeltpunkte bewertet wird.

Das Ende der Zurechnungszeit lag bis zum Juni 2014 bei 60 Jah-

ren und wurde zum Juli 2014 um zwei Jahre auf 62 angehoben.1 

Zudem wurde beschlossen, dass bei der Bewertung der Zurech-

nungszeit die Entgeltpunkte der letzten vier Jahre vor Eintritt der 

Erwerbsminderung unberücksichtigt bleiben, wenn dies zu einer 

günstigeren Gesamtleistungsbewertung führt. Dadurch sollte 

berücksichtigt werden, dass Personen häufig schon vor Eintritt 

der Erwerbsminderung aus gesundheitlichen Gründen ihre Er-

werbstätigkeit einschränken müssen und sich dies negativ auf 

1 RV-Leistungsverbesserungsgesetz. Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 27 (2014), 787ff (online verfügbar).

die Bewertung der Zurechnungszeit auswirkt. Im Jahr 2018 wur-

de das Referenzalter der Zurechnungszeit auf 62 und drei Monate 

angehoben.2 Im Jahr 2019 wurde durch eine weitere Reform die 

Zurechnungszeit wiederholt, nun aber deutlich stärker angehoben 

und an die Regelaltersgrenze angepasst, die schrittweise bis zum 

Jahr 2031 auf 67 Jahre steigt.3 Von den Reformen 2014 und 2019 

profitieren allerdings nur Neuzugänge, Bestandsrentner*innen 

erhielten keine Rentenerhöhung.

Mit dem Rentenanpassungs- und Erwerbsminderungsrenten-Be-

standsverbesserungsgesetz, das zum 1. Juli 2024 umgesetzt wird, 

erhalten nun Rentner*innen, deren Erwerbsminderungsrente 

zwischen 2001 und 2018 begonnen hat, einen Zuschlag zu ihrer 

Rente. Bei der Anpassung handelt es sich um eine prozentuale 

Rentenerhöhung, die sich nach dem Zugangsdatum der Bestands-

rentner*innen richtet. Zugänge aus den Jahren zwischen Januar 

2001 und Juni 2014 erhalten einen pauschalen Zuschlag von 

7,5 Prozent. Zugänge, deren Rentenbeginn zwischen Juli 2014 und 

Dezember 2018 liegt, profitierten von der Rentenerhöhung 2014 

und erhalten daher eine niedrigere Anpassung von 4,5 Prozent. 

Erwerbsminderungsrentner*innen, deren Rente nach dem Dezem-

ber 2018 begann, erhalten keine Rentenpassung.

2 EM-Leistungsverbesserungsgesetz. Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 48 (2017), 2509ff 

(online verfügbar).

3 RV-Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz. Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 40 

(2018), 2016ff (online verfügbar).

https://offenegesetze.de/veroeffentlichung/bgbl1/2022/22
https://doi.org/10.1515/jbnst-2018-0022
https://doi.org/10.1515/jbnst-2018-0022
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?start=%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl100s1827.pdf%27%5D
http://www.portal-sozialpolitik.de/uploads/sopo/pdf/2014/2014-06-26_BGBl_RV_Leistungsverbesserungsgesetz.pdf
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&start=//*%5b@attr_id=%27bgbl117s2509.pdf%27%5d
https://offenegesetze.de/veroeffentlichung/bgbl1/2018/40
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zu einer positiven Entwicklung durch die jüngeren Reform-
maßnahmen. Im Schnitt lag der Rentenzahlbetrag 2021 um 
etwa 30 Prozent (Rentenzugang) beziehungsweise 22 Pro-
zent (Rentenbestand) über dem Niveau des Jahres 2000. Aller-
dings ist die Kaufkraft der gezahlten Renten trotz der jüngs-
ten Verbesserungen über die Zeit gesunken: Nach dem Ver-
braucherpreisindex des Statistischen Bundesamts sind die 
Preise seit dem Jahr 2000 um etwa 37 Prozent gestiegen und 
damit deutlich stärker als die Rentenzahlbeträge.

Transferabhängigkeit deutlich gestiegen

Unter den Erwerbsgeminderten befinden sich überpropor-
tional viele Menschen mit niedrigem sozio-ökonomischem 
Status. So ist etwa das Erwerbsminderungsrisiko für Gering-
qualifizierte deutlich höher als bei Menschen mit höherem 
Bildungsniveau, und dieser Unterschied steigt mit dem Alter 
an.8 Zudem führt der schlechte Gesundheitsstatus der Betrof-
fenen häufig zu unsteten Erwerbsverläufen mit niedrigem 
Erwerbseinkommen.9

Parallel zur schwachen Entwicklung der Rentenzahlbeträge 
ist der Anteil der Erwerbsgeminderten (im Rentenbestand), 
die Leistungen der Grundsicherung beziehen, gestiegen. 
Ihr Anteil lag im Jahr 200310 noch bei rund vier Prozent 
und nahm bis 2014 auf etwa 15 Prozent zu (Abbildung 2).11 
Zum Vergleich: Bei Personen im Alter von 65 und älter lag 
der Anteil mit Grundsicherungsbezug bei gut drei Prozent, 
unter denen, die eine Rente aus der GRV bezogen, sogar 
unterhalb von drei Prozent. Die Grundsicherungsquote von 
dauerhaft Erwerbsgeminderten lag bei Männern bei 18 Pro-
zent im Jahr 2021 und damit deutlich höher als bei Frauen 
mit zwölf Prozent. Vermutlich ist der Einkommensausfall 
für den Haushalt im Durchschnitt größer, wenn das Ein-
kommen des Mannes wegbricht.

Erwerbsgeminderte sind hohem 
Armutsrisiko ausgesetzt

Es ist nicht überraschend, dass auch statistische Armuts-
maße in der Gruppe der Erwerbsgeminderten überdurch-
schnittlich hoch ausfallen (Tabelle).12 So lag die Armutsrisiko-
quote laut SOEP-Daten im Jahr 2019 bei rund 26 Prozent 

8 Daniel Kemptner (2014): Erwerbsminderung als Armutsrisiko. DIW Roundup 8 (online verfügbar).

9 Janina Söhn und Tatjana Mika (2016): Die erwerbsbiografische Vorgeschichte der Frühverren-

tung wegen Erwerbsminderung. Zeitschrift für Sozialreform, 4, 461–492 (online verfügbar).

10 Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wurde 2003 eingeführt und löste das 

System der Sozialhilfe für bestimmte Gruppen ab. Bei der Grundsicherung entfällt der Rückgriff 

auf die nahen Angehörigen, außer sie verdienen mehr als 100 000 Euro pro Jahr.

11 Da nur Personen mit unbefristeter und voller Erwerbsminderungsrente Anspruch auf Leis-

tungen der Grundsicherung haben, dürfte die Quote der Transferempfangenden noch höher sein. 

Gut 27 Prozent bezogen 2021 eine befristete Erwerbsminderungsrente oder eine Rente wegen 

teil weiser Erwerbsminderung. Diese Personen könnten im Bedarfsfall Sozialhilfe oder Leistungen 

nach dem SGB II beantragen.

12 Frühere Studien haben bereits auf das hohe Armutsrisiko in dieser Gruppe hingewiesen, zum 

Beispiel Stefanie Märtin, Pia Zollmann und Rolf Buschmann-Steinhage (2012): Sozioökonomische 

Situation von Personen mit Erwerbsminderung: Projektbericht I zur Studie. DRV Schriften 99, 46ff 

(online verfügbar).

Abbildung 2

Grundsicherungsquote unter Erwerbsgeminderten
Anteil der Grundsicherungsbeziehenden in Prozent

 









        
















Anmerkung: Berücksichtigt wird der Anteil der Beziehenden voller unbefristeter Erwerbsminderungsrente, die zudem 
Grundsicherung erhalten, an der Anzahl aller Erwerbsminderungsrenten (ohne Zeitrenten) der GRV mit Wohnort im 
Inland.

Quelle: Rentenversicherung in Zeitreihen.

© DIW Berlin 2023

Der Anteil der Erwerbsgeminderten, die Grundsicherung beziehen, ist seit 2003 stark 
gestiegen und hat sich erst mit den Reformen seit 2014 auf hohem Niveau stabilisiert. 

Abbildung 1

Entwicklung des nominalen und realen Rentenzahlbetrags für 
Rentenbestand und Neurentner*innen
Indexiert (Jahr 2000 = 100)¹

 









          




















1 Für den Rentenneuzugang lag der Betrag im Jahr 2000 bei 706 Euro, für den Bestand bei 718 Euro. 

Quelle: Rentenversicherung in Zeitreihen, Statistisches Bundesamt.

© DIW Berlin 2023

Die Zahlbeträge der Erwerbsminderungsrente liegen weit unter dem Niveau von vor 
20 Jahren, wenn die Inflationsrate berücksichtigt wird. 

https://www.diw.de/de/diw_01.c.458585.de/publikationen/roundup/2014_0008/erwerbsminderung_als_armutsrisiko.html
https://doi.org/10.1515/zsr-2015-0406
https://www.fna-rv.de/SharedDocs/Downloads/Projektberichte/Projektbericht_2008-13.pdf?__blob=publicationFile&v=1
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unter den Erwerbsgeminderten.13 Diese Gruppe umfasst 
auch Personen, die bereits älter als 65 Jahre sind und deren 
Renten in Altersrenten umgewandelt worden sind. Betrach-
tet man nur Personen bis 65 Jahre, lag die Armutsrisikoquote 
sogar bei 34 Prozent. Als streng arm galten etwa 22 Prozent 
der Personen bis 65; diese Personen verfügten über weniger 
als die Hälfte des mittleren Einkommens. Bei den älteren 
Erwerbsgeminderten ab 65 Jahren lagen diese Quoten mit 
21 beziehungsweise elf Prozent deutlich niedriger. In der 
Gruppe der von der jetzigen Reform Begünstigten betrug 
die Armutsrisikoquote 29 Prozent und die Armutsquote 
18 Prozent. Zum Vergleich: In der Gesamtbevölkerung lag 
im Jahr 2019 das Armutsrisiko bei 16 Prozent, die Armuts-
quote bei zehn Prozent.14

Knapp drei Millionen Menschen werden durch 
Reform bessergestellt

Laut den SOEP-Daten haben im Jahr 2019 etwa 2,6 Milli-
onen Menschen Anspruch auf eine pauschale Anhebung 
der Erwerbsminderungsrenten – davon knapp zwei Milli-
onen auf die pauschale Anpassung um 7,5 Prozent (Ren-
tenzugang zwischen Januar 2001 und Juni 2014) und etwa 
650 000 (Rentenzugang zwischen Juli 2014 und Dezember 

13 Die Armutsrisikoquote misst den Anteil der Personen, deren Einkommen unterhalb von 

60 Prozent des mittleren (Median) Nettoäquivalenzeinkommens liegt. Die Armutsquote misst den 

Anteil unterhalb von 50 Prozent des Medians. Das Nettoäquivalenzeinkommen wird unter Berück-

sichtigung der Größe des Haushaltes aus dem verfügbaren Gesamteinkommen abgeleitet. Da-

für wird es durch die anhand der modifizierten OECD-Skala gewichtete Anzahl der Haushaltsmit-

glieder geteilt, vgl. DIW Glossar zum Äquivalenzeinkommen (online verfügbar).

14 Ein Grund dieser negativen Entwicklung, neben allgemeinen Leistungseinschränkungen, war 

der Rückgang der durchschnittlichen Rentenanwartschaften in dieser Gruppe. Im Jahr 2000 erreich-

ten Erwerbsgeminderte im Rentenzugang immerhin noch 0,9 Entgeltpunkte pro Versicherungsjahr. 

Bis 2014 sank dieser Durchschnittswert um fast 20 Prozent auf 0,73 Entgeltpunkte. Seitdem hat 

er sich leicht erholt und lag 2021 bei 0,789 Entgeltpunkten. Vgl. Deutsche Rentenversicherung Bund 

(2022): Rentenversicherung in Zeitreihen. DRV-Schriften Band 22, 128 (online verfügbar).

2018) auf eine Anpassung um 4,5 Prozent.15 Die Anhebung 
der Bruttorenten ist nicht gleichbedeutend mit einer äquiva-
lenten Anhebung des Nettoeinkommens dieser Haushalte. 
Von den Bruttorenten werden Sozialbeiträge für Pflege- und 

15 Die Bundesregierung schätzt in ihrem Gesetzentwurf, dass etwa drei Millionen Renten ange-

hoben werden, vgl. Bundestagsdrucksache 20/1680 vom 06.05.2022 (online verfügbar). Bei der 

hochgerechneten Zahl aus dem SOEP ist zu berücksichtigen, dass keine Auslandsrenten oder Hin-

terbliebenenrenten betrachtet werden. Hinzu kommt eine gewisse Stichprobenunsicherheit.

Tabelle

Einkommen und Armutsrisiken vor und nach Reform
Einkommen und Zahlbetrag in Euro, Armutsrisiko- und Armutsquote 
in Prozent

Einkommen/ Quoten
Erwerbsgeminderte Gesamte 

 BevölkerungAlle Begünstigte1 Unter 65 65 und älter

Vor Reform

Nettoäquivalenzeinkommen 1 769 1 787 1 717 1 808 2 289

Rentenzahlbetrag 1 038 968 868 1 166 281

Armutsrisikoquote 26 29 34 21 16

Armutsquote 15 18 22 11 10

Nach Reform

Nettoäquivalenzeinkommen 1 794 1 829 1 740 1 834 2 291

Rentenzahlbetrag 1 078 1 034 912 1 204 284

Armutsrisikoquote 25 27 32 19 16

Armutsquote 14 16 21 9 10

1 Die Begünstigten der Reform 2024 sind Erwerbsgeminderte, die zwischen 2001 und 2018 in Erwerbsminderungsrente 
gegangen sind und immer noch Rente beziehen. 

Anmerkungen: Die Einkommensdaten beziehen sich auf 2019. Das Nettoäquivalenzeinkommen wird unter Berücksichti-
gung der Größe des Haushaltes aus dem verfügbaren Gesamteinkommen abgeleitet. Rentenzahlbetrag: Bruttorente 
minus  Beiträge zur Kranken- und Pflegeversicherung. Armutsrisikoquote (Armutsquote): Anteil der Personen mit einem 
Nettoäquivalenzeinkommen von weniger als 60 (50) Prozent des Medians. Gewichtete Angaben. 

Quelle: SOEPv37, eigene Berechnungen auf Basis des Mikrosimulationsmodell STSM.

© DIW Berlin 2023

Kasten 2

Datengrundlage und Modell

Die Datengrundlage dieses Wochenberichts bildet das Sozio- 

oekonomische Panel (SOEP), eine jährliche repräsentative Haus-

haltsbefragung von rund 30 000 Personen, die seit 1984 durchge-

führt wird. Die Befragungsdaten enthalten den sozialrechtlichen 

Status der Personen als Selbstauskunft. Zur Identifikation der 

Erwerbsgeminderten wird als Indikator der Rentenbezug und das 

zum Zeitpunkt der Befragung erreichte Alter der Person genutzt. 

Hinzugezogen werden retrospektiv erfragte Biografiedaten, die es 

erlauben, den Rentenzugang vor Eintritt in die SOEP- Befragung 

zu identifizieren. So lässt sich auch die Gruppe der Erwerbsge-

minderten im Rentenbestand abschätzen.1 In den Daten ist nicht 

nachvollziehbar, ob eine Hinterbliebenenrente aufgrund einer 

vorhergehenden Erwerbsminderungsrente gezahlt wurde. Diese 

Renten profitieren auch von der Aufwertung und verbessern die 

1 Ein ähnliches Vorgehen wurde auch in früheren Analysen zur Erwerbsminderungsrente mit 

dem SOEP verwendet, vgl. Geyer (2021), a. a. O., 21ff.

Einkommen der betroffenen Personen. Datengrundlage für die 

vorliegende Studie ist die Welle 2020 (v37) des SOEP.

Mit dem Mikrosimulationsmodell STSM lassen sich Einkommen-

steuern, Sozialversicherungsbeiträge und Sozialtransfers simu-

lieren.2 Dazu enthält das STSM komplexe Simulationsmodule zu 

Einkommensteuer und Solidaritätszuschlag, zu Sozialversiche-

rungsbeiträgen sowie zu wesentlichen Sozialtransfers. Zusätzlich 

zum SOEP werden administrative Daten des Forschungsdaten-

zentrums der Rentenversicherung verwendet. Die Daten enthalten 

Informationen zum Rentenzugang und -wegfall von Erwerbsmin-

derungsrenten in Deutschland.3

2 Viktor Steiner et al. (2012): Documentation of the Tax-Benefit Microsimulation Model STSM. 

Version 2012. DIW Data Documentation 63 (online verfügbar).

3 Mehr Informationen zu den Daten finden sich auf der Website der Deutschen Renten-

versicherung.

https://www.diw.de/de/diw_01.c.411605.de/aequivalenzeinkommen.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistikpublikationen/rv_in_zeitreihen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.portal-sozialpolitik.de/uploads/sopo/pdf/2022/2022-04-13_Rentenanpassungs_und_EM_Bestandsverbesserungsgesetz_Kabinett.pdf
https://www.diw.de/de/diw_01.c.456378.de/publikationen/data_documentation/2012_0063/documentation_of_the_tax-benefit_microsimulation_model_stsm__version_2012.html
https://www.eservice-drv.de/FdzPortalWeb/
https://www.eservice-drv.de/FdzPortalWeb/
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höheren Rentenzuschlag von 7,5 Prozent profitieren. Das 
Nettoäquivalenz einkommen, also das haushaltsgewichtete 
Einkommen,17 steigt in dieser Gruppe allerdings nur um 
42 Euro, was einer Einkommenssteigerung von etwa zwei 
Prozent entspricht. Betrachtet man nicht nur die Begüns-
tigten, sondern alle Erwerbsgeminderten, fallen die Effekte 
entsprechend geringer aus. In der Gesamtbevölkerung wirkt 
sich die Einkommensänderung dieser kleinen Gruppe nicht 
auf das durchschnittliche Einkommen oder das Armutsri-
siko aus.

Das Armutsrisiko geht um acht Prozent zurück

Die Armutsrisikoquote der Gruppe der Begünstigten sinkt 
im Zuge der Reform um zwei Prozentpunkte von 29 auf 
27 Prozent, die Armutsquote geht von 18 auf 16 Prozent 
zurück. Das entspricht einem relativen Rückgang von 
immerhin knapp acht Prozent beim Armutsrisiko und sogar 
zwölf Prozent bei der Armutsquote. Etwas kleinere absolute 
Änderungen zeigen sich für die Gruppen der jungen und 
älteren Erwerbsgeminderten, in denen sich auch Erwerbs-
geminderte befinden, die nicht von der jüngsten Reform 
profitieren. Das heißt, dass das Armutsrisiko auch nach der 
Reform insbesondere bei den unter 65-jährigen Erwerbsge-
minderten mit 32 Prozent sehr hoch bleibt.

Ein großer Teil der Erwerbsgeminderten wird die 
Leistungsverbesserung nicht erleben

Ein kritischer Aspekt der Reform ist ihre späte Umsetzung. 
Bei den Reformen der Jahre 2014, 2018 und auch noch 2019 
wurden lediglich Leistungen beim Rentenzugang verbes-
sert. Der Rentenbestand muss nach der Reform aus dem 
Jahr 2022 aus verwaltungstechnischen Gründen noch bis 
Juli 2024 warten. Das bedeutet gleichzeitig, dass sich die 
Gruppe der Begünstigten bis dahin verkleinert. Von der 
Reform 2024 profitieren nur Personen, die gesundheitsbe-
dingt zwischen Januar 2001 und Dezember 2018 in Erwerbs-
minderungsrente gegangen sind. Laut Rentenzugangssta-
tistik gingen in diesem Zeitraum etwa 3,1 Millionen Perso-
nen neu in eine Erwerbsminderungsrente. Zum Zeitpunkt 
der Erhebung der SOEP- Daten im ersten Halbjahr 2020 
wurde diese Gruppe auf 2,6 Millionen Personen geschätzt. 
Das bedeutet, dass sich diese Gruppe über die Zeit um etwa 
500 000 Personen reduziert hat und sich auch bis Mitte 2024 
noch verkleinern wird.

Menschen mit Erwerbsminderung haben eine deutlich 
unterdurchschnittliche Lebenserwartung, zudem wird 
etwa die Hälfte aller Erwerbsminderungsrenten nur befris-
tet gewährt. Daher kommen nicht mehr alle derzeit Berech-
tigten in den Genuss der Rentenerhöhung ab Juli 2024.

Ein erheblicher Teil der Erwerbsminderungsrenten fällt 
schon einige Jahre nach Rentenbeginn wieder weg (Abbil-
dung  3). Beispielhaft kann dies anhand von Daten des 

17 Hierzu teilt man das Nettoeinkommen eines Haushalts, in dem mindestens eine Person Erwerbs-

minderungsrente erhält, durch eine nach OECD-Skala gewichtete Anzahl der Haushaltsmitglieder.

Krankenversicherung gezahlt, gegebenenfalls Steuern und, 
wenn die Personen im Leistungsbezug der Grundsicherung 
sind, wird ihr Einkommen auf die Grundsicherung ange-
rechnet.16 Zudem ist die Rente nur ein Bestandteil des Haus-
haltseinkommens.

Erwerbsminderungsrenten steigen um sieben 
Prozent, verfügbares Einkommen nur um zwei

Auf Basis des Mikrosimulationsmodells STSM können die 
Änderungen des verfügbaren Nettoeinkommens simuliert 
werden (Kasten 2). Die Renten der Begünstigten steigen 
im Durchschnitt um etwa 66 Euro, was einem relativen 
Anstieg von knapp sieben Prozent entspricht (Tabelle). Das 
war auch zu erwarten, da die meisten Begünstigten vom 

16 Zwar gibt es ab dem Jahr 2021 Freibeträge für Einkommen aus der GRV, wenn Personen 

mindestens 33 Jahre Grundrentenzeiten haben, aber da die Zurechnungszeit nicht zu den Grund-

rentenzeiten zählt, dürfte sich nur eine kleine Minderheit für diese Freibeträge qualifizieren.

Abbildung 3

Bezug der Erwerbsminderungsrente von Männern bis zu acht 
Jahre nach Rentenzugang 2013
Anteil in Prozent

  

















               

















               







Anmerkungen: Die Daten beziehen sich auf Männer, die 2013 eine Erwerbsminderungsrente begonnen haben und 
keine Beitragszeiten in der knappschaftlichen Rentenversicherung aufweisen.

Quelle: Forschungsdatenzentrum der Rentenversicherung (FDZ-RV), eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2023

Viele Erwerbsminderungsrenten enden nach wenigen Jahren durch Tod oder Ablauf 
der Rente.
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Rentenzugangs von Männern im Jahr 2013 gezeigt wer-
den.18 In diesem Jahr gingen gut 90 000 Männer in Erwerbs-
minderungsrente. Nach geltender Rechtslage würden sie 
ab Juli 2024 Anspruch auf eine Aufwertung um 7,5 Prozent 
ihrer Rentenanwartschaften haben. Allerdings beziehen acht 
Jahre nach Zugang insgesamt nur noch etwa 56 000 (62 Pro-
zent) der Bezugsberechtigten weiterhin eine Erwerbsminde-
rungsrente. Ein knappes Drittel profitiert nicht mehr von der 
Reform, da sie entweder gestorben sind (das trifft auf 17 Pro-
zent oder 15 000 Personen zu) oder weil die Erwerbsminde-
rungsrente nur befristet gewährt wurde. So wurden 2013 bei 
Männern 54 Prozent der neu zugehenden Erwerbsminde-
rungsrenten befristet gewährt. Bei befristeten Erwerbsmin-
derungsrenten wird die Rente häufig durch einen Ablauf 
oder sonstigen Wegfall des Rentenanspruches beendet. Ein 
beachtlicher Anteil der Renten endet jedoch auch durch den 
Tod der betroffenen Person.19 Bei den befristeten Renten 
macht dies 44 Prozent des Wegfalls aus. Unbefristete Ren-
ten enden fast ausschließlich durch Tod, nur wenige neh-
men wieder eine Beschäftigung auf.20

Fazit: Risiko der Erwerbsminderung senken und 
Wiederaufnahme von Erwerbstätigkeit erleichtern

Erwerbsminderung ist neben den gesundheitlichen Ein-
schränkungen auch ein zentrales Einkommensrisiko für 
Personen im Erwerbsalter. Das Armutsrisiko von Erwerbs-
geminderten ist deutlich höher als im Durchschnitt der 
Bevölkerung, und trotz der sinnvollen Leistungsanpassun-
gen der GRV in den vergangenen Jahren wird das Armuts-
risiko auch nach der Reform 2024 hoch bleiben.

Die Anhebung der Zahlbeträge im Bestand der Erwerbsmin-
derungsrente ist ein wichtiger, wenn auch deutlich zu später 
Schritt. Hätte man die Verbesserungen beim Rentenzugang 
2014 und 2019 auf den Bestand übertragen, hätte man die 

18 Bei Frauen lassen sich vergleichbare Muster beobachten, allerdings ist die Sterblichkeit ge-

ringer. Für eine ausführliche Analyse des Abgangsgeschehen vgl. Sascha Drahs, Tino Krickl und 

Edgar Kruse (2022): Rückkehr von Erwerbsminderungsrentnern ins Erwerbsleben: Ergebnisse 

aus Längsschnittuntersuchungen der Statistikdatensätze der Deutschen Rentenversicherung. 

 RVaktuell 3, 4–18 (online verfügbar).

19 Dies ist besonders häufig bei Personen der Fall, die eine Erwerbsminderungsrente wegen 

Neubildungen (Krebs) oder aufgrund von Kreislauferkrankungen erhalten.

20 Dadurch können gegebenenfalls Ansprüche auf Hinterbliebenenleistungen entstehen, die in 

diesem Bericht nicht betrachtet werden.

Renten eigentlich um etwa das Doppelte der jetzt geplanten 
Anhebung anpassen müssen. Allerdings ist der Spielraum 
für Leistungsverbesserungen allein bei der Erwerbsminde-
rungsrente beschränkt. Bereits heute kann es für viele ältere 
Beschäftigte kurz vor Erreichen der Altersgrenze finanziell 
günstiger sein, in eine Erwerbsminderungsrente zu gehen 
als in eine Altersrente mit Abschlägen.

Ein Problem bei der Erwerbsminderungsrente ist auch, dass 
der Kreis der Bezugsberechtigten eher zu den einkommens-
schwachen Gruppen der Gesellschaft zählt. Daher kann das 
Armutsrisiko nicht allein durch die GRV kompensiert wer-
den. Kurzfristig gibt es also keine einfachen Antworten auf 
das hohe Armutsrisiko der Betroffenen. Die Sätze der Grund-
sicherung ließen sich zwar anheben oder die Voraussetzun-
gen des Grundrentenzuschlags anpassen, so dass Erwerbs-
geminderte sich einfacher dafür qualifizieren könnten.21 
Besser wäre es aber, wenn es erstens gelänge, mit präven-
tiven Maßnahmen das Risiko der Erwerbsminderung wei-
ter zu senken und zweitens den Wiedereintritt in Erwerbs-
tätigkeit stärker zu fördern. Dafür wäre es unter anderem 
sinnvoll, die Risiken bei der Aufnahme einer Erwerbstätig-
keit zu senken. Der Zugang zum Status der Erwerbsminde-
rung ist häufig langwierig und nur mit erheblichem Aufwand 
für die Betroffenen zu erlangen. Bei Wiederaufnahme einer 
Beschäftigung besteht die Gefahr, dass sie diesen Status ver-
lieren, ihre Rückkehr auf den Arbeitsmarkt aber nicht erfolg-
reich verläuft. Diese fehlenden Anreize sind auch angesichts 
des steigenden Bedarfs an Arbeitskräften nicht sinnvoll.

Im Hinblick auf das politisch angestrebte Mehrsäulensystem 
gilt es, das Risiko der Invalidität in der privaten oder betrieb-
lichen Altersvorsorge umfassender zusätzlich abzusichern. 
Wie das zu bezahlbaren Konditionen gelingen kann, ist eine 
bisher unterbelichtete, aber trotzdem sehr relevante Frage, 
die stärker in den Fokus der Diskussionen zur Zukunft des 
Alterssicherungssystems gerückt werden sollte.

21 Der Grundrentenzuschlag wurde im Jahr 2021 eingeführt. Er gewährt einen Zuschlag für 

 Renten, wenn mindestens 33 Jahre an Grundrentenzeiten vorliegen (§ 76 g SGB VI). Zu den Grund-

rentenzeiten zählen unter anderem Pflichtbeitragszeiten, Beitragszeiten aufgrund von Kinder-

erziehung und Pflege, aber keine Zurechnungszeiten, so dass sich viele Erwerbsgeminderte nicht 

für den Zuschlag qualifizieren. Der Zuschlag selbst errechnet sich nach einem komplizierten Ver-

fahren aus der individuellen Beitragshistorie. Zu den Details vgl. Johannes Geyer, Peter Haan und 

 Michelle Harnisch (2020): Zur Wirkung der Grundrente und der Mütterrente auf die Altersarmut. 

Arbeitspapier 07/2020, Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung (online verfügbar).
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Das vollständige Interview zum Anhören finden Sie auf  
www.diw.de/interview

1. Herr Geyer, die Erwerbsminderungsrente schützt Men-

schen, die wegen eines Unfalls oder einer Erkrankung 

keiner Erwerbstätigkeit nachgehen können. Wie hoch 

liegt das Armutsrisiko dieser Personen? Das Armutsrisiko 

liegt bei Erwerbsgeminderten unter 65 Jahren bei ungefähr 

einem Drittel. Betroffen sind allerdings auch Menschen, die 

schon in Altersrente getreten sind und früher einmal Er-

werbsminderungsrente bezogen haben. Insgesamt liegt das 

Armutsrisiko ungefähr bei 26 Prozent. Von den unbefristet 

Erwerbsgeminderten beziehen 15 Prozent Leistungen der 

Grundsicherung. Viel mehr also als bei den Altersrenten, wo 

wir Grundsicherungsquoten von ungefähr drei Prozent 

haben.

2. 2014 und 2019 gab es bereits Reformen, von denen aller-

dings nur die neu zugehenden Renten profitierten. Was 

wurde damals geändert? 2014 und 2019 hat man die soge-

nannte Zurechnungszeit angehoben. Man muss sich das 

so vorstellen: Wenn man vorzeitig aus dem Erwerbsleben 

ausscheidet, dann fehlen einem Jahre, die man bräuchte, 

um eine vernünftige Rente zu erzielen. Für diese  fehlenden 

Jahre gibt es eine Kompensation. Vereinfacht gesagt, wer-

den die fehlenden Jahre nach ihrem Durchschnittsverdienst 

bewertet und als Rente ausgezahlt. Dabei ist natürlich das 

Referenzjahr relevant, also die Frage, bis zu welchem Alter 

kalkuliert wird. Früher war das 60, im Jahr 2014 dann 62 

und 2019 hat man einen großen Schritt gemacht und das 

Referenzjahr auf 65 Jahre und acht Monate angehoben. Das 

Referenzjahr steigt nun mit der allgemeinen Altersgrenze 

bis 2031 auf 67 Jahre.

3. Eine neue Reform soll ab 2024 auch die Bestandsrenten 

verbessern, die ja bislang leer ausgingen. Was ändert 

sich dadurch für die Betroffenen? Diejenigen, die zwischen 

2001 und 2014 in Erwerbsminderungsrente gegangen sind, 

bekommen 7,5 Prozent mehr und diejenigen, die zwischen 

2014 und 2019 in Rente gegangen sind, erhalten 4,5 Pro zent. 

Das ist verglichen mit den Anhebungen, die der Renten-

zugang bekam, allerdings wenig. Eigentlich hätte man jetzt 

beim Bestand die Erwerbsminderungsrente um ungefähr 

15 Prozent und neun Prozent anheben müssen, um das 

gleichzustellen.

4. Wie stark wird sich die Reform auf das Armutsrisiko 

Erwerbsgeminderter auswirken? Das Armutsrisiko sinkt 

deutlich. Wir rechnen mit Rückgängen von bis zu zehn 

Prozent. Allerdings bleibt es auf einem hohen Niveau. Das 

Ausgangsniveau liegt bei ungefähr einem Drittel. Wenn 

wir davon zwei bis drei Prozentpunkte runtergehen, haben 

wir immer noch eine Armutsrisikoquote von knapp 30 Pro-

zent. Im Bevölkerungsschnitt haben wir eine Armutsrisi-

koquote von ungefähr 15 bis 16 Prozent. Also haben wir hier 

immer noch das Doppelte, auch nach der Reform.

5. Die Umsetzung erfolgt erst im Juli 2024. Kommt die Re-

form zu spät? Ja, die Reform kommt deutlich zu spät. Man 

wusste eigentlich schon in den 2000er Jahren, dass wir 

hier ein sehr stark steigendes Armutsrisiko haben. Wenn 

man es jetzt erst zum Juli 2024 nachholt, hat das auch noch 

den  Nebeneffekt, dass einige, die davon hätten profitieren 

können, bereits gestorben sind. 

6. Wie ließe sich die Situation Erwerbsgeminderter 

verbes sern? Der finanzielle Spielraum ist begrenzt. Daher 

glaube ich, dass wir neben Umverteilungsmaßnahmen 

zusätzlich mehr in die Prävention investieren sollten, um 

Menschen davor zu bewahren, überhaupt erwerbsunfähig 

zu  werden. Zweitens gelingt es uns kaum, Menschen aus 

der Erwerbsminderungsrente wieder in die Erwerbstätigkeit 

zu inte grieren. Hier wäre zu fragen, wie wir Arbeitsplätze 

so gestalten können, dass Menschen mit körperlichen oder 

psychischen Einschränkungen wieder in die Lage gebracht 

werden, wenigstens in mittlerem Umfang erwerbstätig zu 

sein.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

Johannes Geyer, stellvertretender Leiter der Abteilung 

Staat im DIW Berlin

INTERVIEW

„Auch nach der Reform bleibt das 
Armutsrisiko Erwerbsgeminderter 
sehr hoch“
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Health Implications of Building Retrofits: Evidence from a 
Population-Wide Weatherization Program

What is the impact of housing upgrades on occupant health? Although economists and 

policymakers are certain about the health implications of housing upgrades, empirical 

evidence is largely missing or else only based on small-scale experiments in developing 

countries. This study provides the first population-representative quasi-experimental 

estimates based on a large-scale refurbishment program that renovated half of the East 

German housing portfolio in the aftermath of German reunification. During the 1990s, the 

German government devoted significant financial resources to upgrading the insulation 

and heating systems of over 3.6 million dwellings in East Germany. We link the renovations to individual 

demand for the healthcare of occupants using the German Socio-Economic Panel (SOEP) as well as admin-

istrative records of universal hospital admissions in Germany. Exploiting the staggered roll-out of the renova-

tion program, our results show that an improvement in housing quality enhances the health of vulnerable age 

groups. Evidence from hospital records suggests that reductions in hospitalization were due to a lower risk 

of cardiovascular problems for older individuals (45 years or older) which were mainly driven by days with 

extremely hot and cold ambient temperatures. Our findings have strong policy implications and can enrich 

the cost-benefit analysis of public investments in weatherization programs.
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Contracting Matters: Hedging Producers and Consumers with a 
Renewable Energy Pool

Renewable energy installations are rapidly gaining market share due to falling technol-

ogy costs and supportive policies. Meanwhile, the energy price crisis resulting from the 

Russian-Ukrainian war has shifted the energy policy debate toward the question of how 

consumers can benefit more from the low and stable generation costs of renewable elec-

tricity. Here we suggest a Renewable Pool (“RE-Pool”) under which the government passes 

the conditions of Contracts-for-Difference on to consumers who thereby benefit from reli-

ably low-cost electricity supply. We assess the effect on financing costs, scale, and system 

friendliness of wind investments, as well risk hedging for consumers’ volume risks and hedging incentives.
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Hohe Inflation und Energiekrise haben die finanziellen Nöte 

vieler Menschen in Deutschland deutlich erhöht. Einer aktuel-

len Befragung des Statistikportals Statista und des Finanz-

dienstleisters auxmoney zufolge, die recht repräsentativ für die 

Bevölkerung ist, gab Ende 2022 fast die Hälfte der Menschen 

hierzulande an, dass sich ihre finanzielle Lage zum Teil deutlich 

verschlechtert habe. Dies mag angesichts der eingetrübten 

wirtschaftlichen Lage nicht unbedingt überraschen. Wichtig und 

interessant sind jedoch die Mechanismen, durch die Menschen 

von dieser Krise betroffen sind – einerseits, damit sie sich 

selbst in Zukunft besser schützen können und andererseits, da-

mit staatliche Institutionen zielgenauer und besser unterstützen 

können.

Der erste Mechanismus sind die Ausgaben der Menschen, die 

in dieser Krise stark gestiegen sind. Die Inflation für das Jahr 

2022 betrug zwar im Durchschnitt knapp sieben Prozent, Pro-

dukte und Dienstleistungen unterschieden sich jedoch sehr 

stark in ihrer Teuerung. Energie (für Heizung, Strom und Mobi-

lität) wurde im Durchschnitt um knapp 50 Prozent teurer, Nah-

rungsmittel um mehr als 20 Prozent. Dagegen wurden andere 

Produkte, wie manche elektronische Geräte, sogar günstiger. 

Der zweite Mechanismus ist die Entwicklung der Einkommen 

durch Arbeit, Rente oder soziale Leistungen. Die gute Nachricht 

für Deutschland war und ist, dass die Arbeitslosigkeit gering ge-

blieben ist. Die Löhne sind 2022 zwar um circa vier Prozent und 

die Renten um knapp fünf Prozent gestiegen, diese Zuwächse 

lagen jedoch deutlich unter den knapp sieben Prozent Inflation. 

Der dritte Mechanismus ist die Vorsorge, also die Frage, ob und 

wie stark Menschen auf Ersparnisse oder auf Unterstützung 

durch Familie und Staat zurückgreifen können. Und hier zeigt 

sich eine der größten sozialen Schwächen Deutschlands: Fast 

40 Prozent der Menschen haben praktisch keine Ersparnisse, 

können ihre steigenden Lebenshaltungskosten also nicht durch 

finanzielle Rücklagen ausgleichen, sondern müssen beispiels-

weise ihren Konsum reduzieren oder Kredite aufnehmen.

Haushalte mit geringen Einkommen trifft die hohe Inflation 

sehr viel stärker als Haushalte mit hohen Einkommen. Erstere 

können kaum sparen – wenn überhaupt – und benötigen häufig 

ihr gesamtes Monatseinkommen für den Lebensunterhalt. So 

weit, so klar. Weniger offensichtlich ist, dass Menschen mit 

geringen Einkommen häufig eine doppelt bis dreimal so hohe 

Inflation erfahren wie Menschen mit hohen Einkommen. Denn 

Menschen mit geringen Einkommen müssen einen sehr viel 

höheren Anteil ihres Einkommens für die Dinge ausgeben, die 

in dieser Krise besonders teuer geworden sind, beispielsweise 

Energie für Strom und Heizung sowie Lebensmittel. Daher ist 

diese Inflation eine höchst unsoziale Krise. 

Sage und schreibe 80 Prozent der Menschen, deren finanzielle 

Lage sich verschlechtert hat, geben an, bei Lebensmitteln zu 

sparen. Eine andere Reaktion ist die Verschiebung größerer 

Anschaffungen, was 40 Prozent der Menschen als Reaktion auf 

diese Krise tun. Und knapp 30 Prozent der Menschen nehmen 

einen Kredit auf oder überziehen das Konto, um die höheren 

Kosten des Lebensunterhalts temporär bewältigen zu können. 

Verschuldung mag eine verständliche Reaktion sein, sie ist aber 

keine nachhaltige Antwort auf permanent höhere und auch in 

diesem Jahr weiterhin stark steigende Preise.

Diese Zahlen mögen teilweise erwartbar und teilweise über-

raschend sein – sie sind auf jeden Fall deprimierend und 

besorgniserregend, denn sie zeigen, wie tiefgreifend diese 

Krise die Lebensgrundlage nicht nur einiger weniger, sondern 

vieler Menschen bis in die Mittelschicht hinein erodiert. 2023 

wird sich die Lage nicht bessern, sondern weiter verschlech-

tern – bei einer Inflation, die bei den meisten Menschen erneut 

über dem Anstieg von Löhnen und Renten liegen wird. Weitere 

Einsparungen bei der Grundversorgung und eine zunehmen-

de Verschuldung sind für die meisten Menschen keine Option. 

Der Sozialstaat ist gefragt: Die Politik darf sich nicht zurück-

lehnen und die Krise für bewältigt erklären, sondern sie muss 

zielgenau er als in der Vergangenheit die verletzlichsten Men-

schen der Gesellschaft besser schützen und unterstützen.

Dieser Kommentar ist im Rahmen von „Fratzschers Verteilungsfragen“ am 21. April 
2023 zuerst bei ZEIT Online erschienen.

Marcel Fratzscher ist Präsident des DIW Berlin.  

Der Kommentar gibt die Meinung des Autors wieder.
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